
Richtlinien über die Förderung von Kindertagesstätten  

zur Umsetzung von qualitätssteigernden Maßnahmen, Inklusionsmaßnahmen und 

Digitalisierungsprozessen 

Teil I Umsetzung von qualitätssteigernden Maßnahmen und Inklusionsmaßnahmen  

1. Gegenstand der Förderung 

2. Höhe der Förderung 

3. Antragsberechtigung 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

5. Verwendungsnachweis, Zweckbindung 

Teil II Umsetzung von Digitalisierungsprozessen 

1. Gegenstand der Förderung 

2. Höhe der Förderung 

3. Antragsberechtigung 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

5. Zwischen-/Verwendungsnachweis, Zweckbindung 

Schlussbestimmungen 
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Teil I  

Umsetzung von qualitätssteigernden Maßnahmen und Inklusionsmaßnahmen 

1. Gegenstand der Förderung 

Die Region Hannover fördert im Rahmen der jeweils bereitgestellten Haushaltsmittel und in zeitli-

cher Reihenfolge des Antragseingangs 

a. Umbaumaßnahmen zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen in den Bereichen 

• Schallschutz,  

• Lichteinfall und 

• Räumlichkeiten.  

Nicht förderwürdig sind Ausgaben, die sich nicht qualitätssteigernd auswirken (u.a. Verände-
rungen der Gruppenstruktur, Ersatzbeschaffungen, Sanierungsmaßnahmen ohne Grundriss-/ 
Nutzungsänderung, Unfallverhütungsmaßnahmen sowie Maßnahmen zur Umsetzung sonsti-
ger gesetzlicher Vorschriften).  

b. Umbaumaßnahmen zur baulichen Unterstützung fachlich-pädagogischer Konzepte zur 

• Bewegungserziehung und 
• naturwissenschaftlichen Grundförderung. 

Weiterhin werden Ausgaben zur Beschaffung von Ausstattungsgegenständen nach DIN 276 
anerkannt, sofern diese zur Umsetzung des fachlich-pädagogischen Konzepts im jeweiligen 
Arbeitsfeld erforderlich sind. 

c. Umbaumaßnahmen zur baulichen Unterstützung fachlich-pädagogischer Konzepte zur Sprach-
förderung. Hierzu können insbesondere zählen die Errichtung von Lernwerkstätten und von 
Funktionsräumen für die Kleingruppenarbeit.  

Weiterhin werden Ausgaben zur Beschaffung von Ausstattungsgegenständen nach DIN 276 
anerkannt, sofern diese zur Umsetzung des Sprachförderkonzepts erforderlich sind.  

d. Umbaumaßnahmen zur Unterstützung inklusiver Betreuung sowie Ausgaben zur Beschaffung 

von Ausstattungsgegenständen nach DIN 276 zu diesem Zweck. 



- Seite 3 - 

2. Höhe der Förderung 

Förderwürdig ist jede von der Maßnahme profitierende und in der Betriebserlaubnis ausgewiesene 

Krippen-, Kindergarten- oder Hortgruppe, sofern für das Projekt keine Zuwendung aus übergeord-

neten öffentlichen Förderprogrammen gewährt wird. Laufende Fördermöglichkeiten durch das 

Land Niedersachsen oder den Bund sind dabei stets vorrangig bei der zuständigen Stelle zu be-

antragen. Eine Förderung durch die Region Hannover ist stets nachrangig. Eine schriftliche Ableh-

nung übergeordneter Fördermöglichkeiten ist bei der Region Hannover vorzulegen.  

Die Höhe der Förderung beträgt bis zu 20.000 € für die erste, bis zu 10.000 € für die zweite und 

bis zu 5.000 € für jede weitere förderwürdige Gruppe. Folgeanträge sind möglich, sofern das vor-

genannte Förderbudget für die betroffene Kindertagesstätte noch nicht ausgeschöpft wurde. Die 

Förderung darf 90% der berücksichtigungsfähigen Ausgaben nicht übersteigen. Ergeben die ku-

mulierten Einnahmen durch die Region Hannover sowie von weiteren Dritten mehr als 100% der 

berücksichtigungsfähigen Gesamtkosten, wird der Förderbetrag der Region Hannover entspre-

chend gekürzt. 

Der Kostenumfang je Antrag muss mindestens 5.000 € (brutto) betragen. 

3. Antragsberechtigung 

Antragsberechtigt sind im Zeitraum 01.01. bis 30.09. eines Kalenderjahres 

• die regionsangehörigen Städte und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt  

• die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und kirchliche Träger,  

• sonstige juristische Personen, die eine Kindertageseinrichtung betreiben und damit ge-

meinnützige Zwecke im Sinne des § 52 der Abgabenordnung verfolgen, 

• Träger von Betriebskindertagesstätten, soweit sie bereit sind, regelmäßig zu einem Drittel 

auch andere Kinder als solche von Betriebsangehörigen aufzunehmen, 

sofern die Kindertageseinrichtung auf dem Teilgebiet der Region Hannover betrieben wird, für das 

die Region Hannover der örtlich zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist. 

Zusätzlich antragsberechtigt sind im Zeitraum 01.07. bis 30.09. eines Kalenderjahres 

• die regionsangehörigen Städte und Gemeinden mit eigenem Jugendamt  

• die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und kirchliche Träger,  

• sonstige juristische Personen, die eine Kindertageseinrichtung betreiben und damit ge-

meinnützige Zwecke im Sinne des § 52 der Abgabenordnung verfolgen, 

• Träger von Betriebskindertagesstätten, soweit sie bereit sind, regelmäßig zu einem Drittel 

auch andere Kinder als solche von Betriebsangehörigen aufzunehmen, 

sofern die Kindertageseinrichtung auf dem Teilgebiet der Region Hannover betrieben wird, für das 

die Region Hannover nicht der örtlich zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist. 
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4. Zuwendungsvoraussetzungen 

a. Die Voraussetzungen für eine Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII zum Betreiben einer Kin-

dertageseinrichtung müssen vorliegen. 

b. Die Maßnahmen werden gefördert, wenn der Antragsteller oder der Einrichtungsträger Eigen-

tümer, Erbbauberechtigter oder Mieter (spätestens bei Erteilung der Betriebserlaubnis gemäß 

§ 45 SGB VIII) des Gebäudes bzw. des Grundstückes ist.  

c. Gefördert werden Maßnahmen, die im Zeitraum 01.01. bis 31.12. des Kalenderjahres begin-

nen, in dem der Förderantrag gestellt wurde. Als Maßnahmenbeginn wird der Abschluss des 

ersten Liefer- und Leistungsvertrags definiert. Eine Ausnahme vom Verbot des vorzeitigen 

Maßnahmenbeginns gilt als erteilt. Ein Anspruch auf Bewilligung kann aus der Ausnahme vom 

Verbot des vorzeitigen Maßnahmenbeginns nicht abgeleitet werden. 

5. Verwendungsnachweis / Zweckbindung 

a. Der Antragsteller hat die gesamten Ausgaben nachzuweisen. Gewährte Rabatte und Nach-

lässe (Skonti) werden bei der Berechnung der förderfähigen Ausgaben berücksichtigt. Nicht 

berücksichtigungsfähig sind Kosten der Geldbeschaffung, unbare Eigenleistungen und Ver-

brauchsmaterialien. 

b. Es besteht kein Anspruch auf Förderung, wenn nicht innerhalb von einem Jahr nach Ab-

schluss der Maßnahme, der geprüfte Verwendungsnachweis vorgelegt wird. Im Einzelfall 

kann eine Verlängerung der Vorlagefrist bei der Region Hannover beantragt werden. Der An-

trag ist spätestens 2 Monate vor Ablauf der Jahresfrist schriftlich zu stellen und zu begründen.  

c. Der Verwendungsnachweis ist grundsätzlich durch eine eigene oder beauftragte Prüfungsein-

richtung geprüft vorzulegen. Sofern dies nicht möglich ist, sind die Schlussrechnungen je Ge-

werk mit einer baufachlich geprüften Bestätigung einzureichen. Die Bestätigung erfolgt über 

den Bauträger (Architekt, Bauamt, Bauleiter, Ingenieur etc.). Kosten für Ausstattungen werden 

durch den Zuwendungsgeber geprüft. 

d. Die Zweckbindungsfrist beginnt nach Abschluss der Maßnahme (letztes Rechnungsdatum) 

und beträgt 5 Jahre. Entfällt der Zweck vor Ablauf der Zweckbindungsfrist, so ist die erhaltene 

Zuwendung anteilig zurückzuzahlen. 
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Teil II  

Umsetzung von Digitalisierungsprozessen 

1. Gegenstand und Höhe der Förderung 

Die Region Hannover fördert im Rahmen der jeweils bereitgestellten Haushaltsmittel und in zeitli-

cher Reihenfolge des Antragseingangs 

a. den Kauf von Tablet-PCs für Kindergartengruppen (3 – 6 Jahre) in Kindertagesstätten, sofern 

bei deren Nutzung überwiegend die pädagogische Tätigkeit am Kind (z.B. Sprachstanderhe-

bungen) sowie mit dem Kind (z.B. Lernkonzepte) im Vordergrund stehen. Ein schlüssiges Nut-

zungskonzept ist im Rahmen des Antrags einzureichen.  

b. die Beschaffung eines Notebooks für den administrativen Bereich. Dies gilt unabhängig von 

den jeweils vorgehaltenen Betreuungsformen.  

c. Konzepte zur Verbesserung der digitalen Infrastruktur, sofern ein sprachförderlicher Bezug 

gegeben ist. Hierzu zählen insbesondere  

• Einführung sprachspezifischer- und pädagogischer Fachsoftware und dazugehörige Schu-
lungen bzw. Fortbildungen von pädagogischen Fachkräften 

• Leistungen Dritter (z.B. Ersteinrichtung von Geräten, Implementierung von MDM-Modulen, 
Support) 

• Maßnahmen zur Verbesserung von digitaler Infrastruktur (z.B. flächendeckendes W-LAN) 
• Anschaffung von Hardware 

Nicht förderwürdig sind einmalige und laufende Kosten für den Internetanschluss sowie die 
Anschaffung von Routern.  

d. die Einführung und Nutzung von einrichtungsübergreifenden IT-Lösungen (z.B. webbasierte 

Applikationen) 

Anerkennungsfähig sind Kosten, welche im Zeitraum 01.06.2024 bis 31.12.2030 anfallen.  

Folgeanträge werden stets nachrangig behandelt.  

2.  Höhe der Förderung 

Für die Abschnitte a. und b.  werden Anschaffungskosten bis zu 500 € (brutto) je Gerät anerkannt. 

Der Ersatz von bereits geförderten Geräten ist ausgeschlossen.  

Die Förderung nach Abschnitt c. beträgt 5.000 € je Kindertagesstätte zzgl. 2.500 € je in der Be-

triebserlaubnis ausgewiesenen Gruppe. Der Kostenumfang je Antrag muss mindestens 5.000 € 

(brutto) betragen. 

Die Förderung nach Abschnitt d. beträgt je KiTa-Träger oder je Kommune bis zu 15.000 € jährlich 

und kann bis zu drei Jahre nach Vertragsbeginn gewährt werden. 
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Die Förderung darf 90% der berücksichtigungsfähigen Ausgaben nicht übersteigen. Ergeben die 

kumulierten öffentlichen Förderungen und sonstigen Drittmittel mehr als 90% der Gesamtkosten, 

wird der Förderbetrag der Region Hannover entsprechend gekürzt. Übersteigt das Antragsaufkom-

men das vorhandene Fördervolumen, so behält sich die Region Hannover eine Aufteilung der Mit-

tel auf Basis statistischer Parameter vor. Laufende Fördermöglichkeiten durch das Land Nieder-

sachsen oder den Bund sind dabei stets vorrangig bei der zuständigen Stelle zu beantragen. Eine 

Förderung durch die Region Hannover ist stets nachrangig. Eine schriftliche Ablehnung überge-

ordneter Fördermöglichkeiten ist bei der Region Hannover vorzulegen. 

3.  Antragsberechtigung 

Antragsberechtigt für die Förderung nach Nr. 1 sind im Zeitraum 01.01. bis 30.09. eines Kalender-

jahres 

• die regionsangehörigen Städte und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt  

• die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und kirchliche Träger,  

• sonstige juristische Personen, die eine Kindertageseinrichtung betreiben und damit ge-

meinnützige Zwecke im Sinne des § 52 der Abgabenordnung verfolgen, 

• Träger von Betriebskindertagesstätten, soweit sie bereit sind, regelmäßig zu einem Drittel 

auch andere Kinder als solche von Betriebsangehörigen aufzunehmen, 

sofern die Kindertageseinrichtung auf dem Teilgebiet der Region Hannover betrieben wird, für das 

die Region Hannover der örtlich zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist. 

Zusätzlich antragsberechtigt für die Förderung nach Nr. 1 a. und b. sind im Zeitraum 01.07. bis 

30.09. eines Kalenderjahres 

• die regionsangehörigen Städte und Gemeinden mit eigenem Jugendamt  

• die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und kirchliche Träger,  

• sonstige juristische Personen, die eine Kindertageseinrichtung betreiben und damit ge-

meinnützige Zwecke im Sinne des § 52 der Abgabenordnung verfolgen, 

• Träger von Betriebskindertagesstätten, soweit sie bereit sind, regelmäßig zu einem Drittel 

auch andere Kinder als solche von Betriebsangehörigen aufzunehmen, 

sofern die Kindertageseinrichtung auf dem Teilgebiet der Region Hannover betrieben wird, für das 

die Region Hannover nicht der örtlich zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe ist. 

4.  Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Voraussetzungen für eine Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII zum Betreiben einer Kinder-

tageseinrichtung müssen vorliegen. Der Antrag auf Förderung muss vor Abschluss des ersten Lie-

fer- oder Leistungsvertrags schriftlich gestellt werden. Einrichtungsübergreifende Anträge (Sam-

melanträge) sind zulässig, sofern die geltend gemachten Gesamtkosten ausschließlich durch den 

Antragsberechtigten getragen werden. 
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5.  Zwischen-/Verwendungsnachweis, Zweckbindung 

Der Antragsteller hat die gesamten Ausgaben nachzuweisen. Gewährte Rabatte und Nachlässe 

(Skonti) werden bei der Berechnung der förderfähigen Ausgaben berücksichtigt.  

Es besteht kein Anspruch auf Förderung, wenn nicht innerhalb von drei Monaten nach Abschluss 

des Projekts ein Verwendungsnachweis vorgelegt wird. Im Einzelfall kann eine Verlängerung der 

Vorlagefrist bei der Region Hannover beantragt werden. Der Antrag ist vor Ablauf der Frist schrift-

lich zu stellen und zu begründen. Bei kalenderjahrübergreifenden Projekten ist ein Zwischennach-

weis per 31.12. bis spätestens zwei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres einzureichen. Bei 

Bedarf kann ein weiterer Zwischennachweis für den Zeitraum 01.01. bis 30.06. eingereicht werden.  

Bis zur Einreichung des Zwischen-/Verwendungsnachweises gilt eine Vorleistungspflicht.  

Die Zweckbindungsfrist beginnt nach Abschluss der Maßnahme (letztes Rechnungsdatum) und 

beträgt bei Sachgütern 3 Jahre. Entfällt der Zweck vor Ablauf der Zweckbindungsfrist, so ist die 

erhaltene Zuwendung anteilig zurückzuzahlen. 

Schlussbestimmungen 

Die »Richtlinien über die Förderung von Kindertagesstätten zur Umsetzung von qualitätssteigern-

den Maßnahmen, Inklusionsmaßnahmen und Digitalisierungsprozessen« treten zum 01.07.2025 

in Kraft. Teil II der Richtlinien tritt mit Ablauf des 31.12.2030 außer Kraft. Die zum 01.03.2025 in 

Kraft getretenen Richtlinien treten mit Ablauf des 30.06.2025 außer Kraft. 


